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WM UIllCb Heim 
A U  Staatsgewalt, aklärt das GNndgesek geht vom V& aus. Was gad id i t  init 
ihr unmwegs? Etwa, wenn sie durch Organe der volkiebnden Gewalt ausgeQibt wjr& 
Ud muß sie übeaall ankommen? Ist ihre immbükbiiche Wirkung in den Diemistd- 
1- W t s  d m h  ihre I4erkunft geadelt? 
Laut Wsischer Verfassung erhaiten die Arbeiinehmer in allen Betrieben und Behör- 
den Betriebsvertretungen (Artikel 37). 
Der Sonvedn in der Werkstatt 
Ein Hochschulleiter möchte Schwung in die Werkstatt bringen. Er unterstellt sie 
einem Manne des gehobenen Dienstes, der im Personalrat als KommiBkopp angesehen 
wird. Der Eindnick von Schlendrian schwindet. Der Hochschulleitex sieht sich bestä- 
tigt. Bald jedoch gibt es nicht nur Klagen Untergebener Uber mppiges Aufüete~, 
sondern auch Klagen von Nutzern der Werkstatt aus den Fachbereichen über Barsch- 
heit bei Annahme der Aufträge und sprunghaftes Ausführen. Bald schaffen Nu- sich 
anden Gelegenheiten für ihren Bedarf. Während die Werkstatt nun dienstlich weniger 
in Anßpnich genommen wird, mehren sich die Anzeichen dafür, da6 sie ftir private 
Zwecke tätig ist. 
Wie kann der Personalrat seiner gesetzlichen Aufgabe gemaß zum Wohle der Bescbaf- 
tigten eingreifen (5 60 Hessisches Personalvertretungsgesetz 1992), wenn der Werk- 
stattleiter jedem Vorhalt verschlossen und der Hochschulleiter für den Mi6stand taub 
bleibt? 
Der Personalrat kann organisatorische Maßnahmen der Hochschule beantragen, etwa 
eine andere Geschilftsverteilung, andere Zu&indigkeiten im Dienstbetrieb; er kann 
personeiie Mahahmen beantragen, etwa die Umsetzung des Werkstattleiters in dcr 
Hochschule oder seine Versetzung an eine andere Dienststelle des Landes (vgl. 
Hessischer Verwaltungsgerichtshof 5. November 1992 - HPV TL 1977/88). 
MOHaNF Bd. ?711992 
Falls der Hochschulleite? sich auf eine solche Maßnahme nicht einWt, kann der 
RmmaM die Fachidsichtsbehürde einschalten. Bei einem Teil der Maßnahmen 
entscheidet die oberste IXenstbeMde endgfiltig, falls mit der Pemnalvmtung 
hoherer Stnfe Einigung nicht zu Stande kammt. Bei anderen Maßsrahmen kann das 
Letzte Wort eine dafUr zu bildende EinigUnpstelle sprechen, die aus gleich vielen 
k 
,- Bdsitzem beider Seiten und einem von diesen bestellten Vorsitzenden besteht (8 69 
ff. HPVG). 
Steckt darunter Einmischung in eine Staatsgewalt? 
Au6ergew6Mich an diesem WerlEsta#-Fall ist, da6 der Personalrat von sich aus eine 
dhstiiche Ma6nalime betreibt. mlich ist, daß die Leitung es tut, wenn sie bei einem 
BemWtigten &n Endruck von Minderieistung hat, ilblich ist auch, da6 Personalräte 
dabei nach mildaen Mitteln fragen. 
Gleich wie - wenn Uber dienstliche Maßnahmen statt einer Behörde auf Gnmd des 
Ibwmivmtungsrechtes eine andere Stelle, nämlich die zur Einigung gebildete, 
atvsc- entscheidet, dann sehen seit den FUnfziger Jahren gewichtige Kräfte Be? 
Recibpolitilr den Vedassmgssatz von der VoiksmweräniW geschädigt. Vom 
breinischen F k m o n a l ~ i u n g s g ~  1957 Ober das novellierte bessisdie 1984 bis 
zmn s c h k s w i g - t i o b m  Mitbestimmungsgesetz 1990 wird eingewandt, bei pca- 
sm&m wie bei o r ~ s c h e n  u d auch bei koatentrtlchtigen sc&h iWhham 
masSe die Beböde nach Beteiligung des lbonahtes entscheiden oder wenigstens im 
EQnigungsvdhem sich durchsetzen können. Die behördliche iWscWdung sei Uber 
die pariamentarische Verantwortung der ausübenden Gewalt Ausfluß der Volkssou- 
V*. 
Demnach W& eine Maßnahme in der Werkstatt, die der Hochschulleiter üifft, legi- 
tim, jedoch nicht, wenn der Personalrat sie erwirkt. Wann taugt sie? 
L Saeawalter mit Interessen 
F Was bewirkt das Staatsvolk, wenn es mittels rechtlicher Herieitung in den Dienst- 
s t e I ia~  als VerfaPsungsgeüanke alltäglich waltet? Seien es gewohnte Verfassungsiitze, 
seien es jüngere Fatdeningen nach effizienten Hochschulen - die Legitimität von Be- 
fogMosen wird verknripft mit Erwartungen an die durchschnittliche Giite ihrer Ergeb- 
nissG 
-4 
Der Durchgriff von oben nach unten und die Letztverantwortung gegenüber dem 
Souverän sind tauglich für jede Herrschaftsweise. Einordenbar werden sie mit der 4 
Rage, wessen Interessen sie vermitteln und welche Belange sie im jeweiligen 4 
Handlungsfeld zulassen. 
1 
Kann man den Grundsatz der Gewaltenteilung übersetzen in das innere Gefüge der 6 31 
I Verwaltung? Wieweit soll der Souverän des demokratischen und sozialen Rechts- 
I 
staates gegenüber den Bürgern, die seine Gehilfen sind, soll die öffentiiche Hand als J; 
Arbeitgeber gegenüber ihren BeschWgten durchsetzungsfähig sein? 
Verfassungsthemetische Auseinandeisetzungen um Entscheidungsstränge der öffentli- 
chen Verwaltung werden leicht einlinig. Die tatsächlichen Abläufe jedoch haben 
reichhaltiges Eigenleben. Auch für die Verantwortlichkeiten in den Hochschulen ist 
der Himmel hoch und die parlamentarische Verantwortung der vollziehenden Gewalt 
weit. 
Da will der Leiter einer Klinik seinen Oberant wegen dessen fachlichen Widerspruchs 
sofort los werden; da schafft die Wirtschaftsabteilung einer Universität den 
sicherheitsrechtlich nötigen Fluchtweg aus einem Heizwerk nicht; da schert sich ein 
Institut bei Bildschinngeräten nicht um den Arbeitsschutz; da ersetzt die Wissen- 
schaftsverwaltung Pemnalplanung durch Massen befristeter Arbeitsvertrage; & 
ordnet eine Personalabteilung Angestellte in tarifliche Fallgmppen ein, die bei glei- 
cher Tätigkeit den Aufstieg verhindern; da wandern im Verwaltungswege nach und 
nach Befördemngssteiien des höheren Dienstes aus den wissenschaftlichen Gliede- 
mngen der Hochschule in die Zentralverwaltung; & laufen Auswahlverfahren allein 
auf das vom Vorgesetzten vorgesehene Ergebnis hin; da bringen Hochschulleiter rei- 
henweise nicht den alligen Organisationsplan auf die Beine. 
Auf den verschiedenen Stufen der Verwaltung führen neben Umsicht, Sachkunde und 
Tatkraft auch Gewohnheiten und Eigeninteressen der Amtshäger zu Ergebnisbündeln 
gemischter Giite. Vieles ergibt sich allein aus dem Gutdünken derer, die zur Entschei- 
dung befugt sind. Auf weite Strecken ist das Tun und Lassen der Dienststellen nach 
Inhalt und Verlauf so weit von der Regierungstätigkeit weg und auch nur so schwer 
von der Regierung beeinflußbar, daß die Verwaltung als vierte Gewalt im Staate er- 
scheint. 
Für die Dienste der öffentlichen Hand für die Allgemeinheit bedarf diese innere 
Beschaffenheit des Gegensteuern von oben und von innen - ob entschiedenere 
Fachaufsicht, Controlling und Rechnungshof, ob Rechtsansprüche des Bürgers und 
IWmmg. Am Zuü#glichsten sind dabei die kurzen Wege. Mcht das 
soadanderMarktderEinf)ut3baLtarenfordemBZtNaBievea 
%iaa aiwi VageFm dcx Verwahng zu Bedarf und Vemaltnisscn. 
kosurcn es scher haben vor der Macht. Deshalb gibt das Gesetz dem 
hÜftes,wennfltrdenS 
pfmlalverbttong die ortlicke b # e h m m n h d S  auf llian 
sachikhen Kern zarlick föhm und neue Ukmngjen entwidrein. 
BAT V aufwarts. 
Der Gesetzgeber hat das Merkmalspaar 1988 übernommen, ohne es zu v-tlichen. 4 
Besonders an den Hochschulen und übrigen wissenschaftlichen Einrichtungen mit 
ihren Dutzenden Berufen gleitet die Tätigkeit zahlreicher Beschiiftigter wiederkehrend 
EW&&M bloßer Selbstverwaitungsufgabe, hoheitlicher und hoheitskser siaatlicher 
Auftmgsa~~gelegenheit. GIoßeaer Streit um die Anwendung des Merkmalpaares mag 4 
Gesamilegitimation des Vemaltungshandelns, 

Aasgkkh der Befangenheit 
f 
L- I?e?scinalrate können Ilren: Leute verkennen, Vorgänge mi&leuten, Vorsduihn L .  
niri;8ochtcn. in Unkenntnis verharren, GrUade durcheinander bringen. Absichten 
C rrnshatln. PemmaMte können sich im Kampf mit der Dienststelle verlieren, die 
Eigensucht eigener Mitglieder übersehen, Abneigungen erliegen, im Einffu6 
schwelgen. 
Kaum also unterscheiden sich Mängel bei Personalriüen von denen bei Behorden. 
Abea fiir das Wohl des Betriebes und die Belange der Blegschaft kommt es auf Mihe 
Bereinigung durch den Zugriff eines OegenUbas aus dessen eigenem Recht an. 
b l i c h  ist es bei akademischen Gremien und ihren Mitgliedern: Alle Fakultitis- 
mitglicder w b n  sich für befangen erkläri haben, denn der Habilitand schien 
studentischen Erwilgungen aufgeschlossen, ob die wissemchaftliche und richterliche 
Tätigkeit eines (ndinanus in der verflossenen Staatsform ethisch taugte; Ende einer 
Wissenschaftlerlaufbahn. 
Ein Mathematiker verwirft in seiner Habilitationsschrift Auffassungen der eigenen 
Dissertation. Beim Doktorvater nimmt der Widerstand gegen diese Habilitation seinen 
Ausgang. Sachliche Gründe gibt der Fachbereich nicht preis; Ende einer Wissen- 
schaftlerlaufbahn. 
Einem Physiker verwehrt nach der Habilitation die Fakultät die Lehrbefugnis. Grund: 
Sie sieht keinen Bedarf an seinem Gebiet und will ihn nicht als Privatdozent. Ende fiir 
I eine akademische Laufbahn. 
Gibt es in der universithn Selbstverwaltung Mittel gegen Ermessensfehler, wenig- 
stens solche eines Standes? Wo doch die Habilitation als kooptierende Prüfung gilt. 
Der Physiker war auf den langjahngen Rechtsweg angewiesen. Das Bundesverwal- 
tungsgeaicht hat geurteilt, wer laut Habilitation zur Lehre beahigt sei, habe seiner 
Berufsfreiheit wegen auch das Recht dazu; die Wissenschaftsfreiheit des Nachwuchses 
hemme das korporative Recht der Fakultät (Urteil vom 23. Sept. 1992 - 6 C 2.91). 
Betriebssteuerung und Mitbestimmung 
Im gnmdsiitzlichen Teil seines Mitbestimmungsurteils hat das Bundesverfassungs- 
gericht 1973 dargetan, daß die Grundrechte der verschiedenen Gruppen von Hoch- 
schuimitgliedern aufeinander Rücksicht zu nehmen haben; beim Sprung zu seinen 
o r p h t o r k h e n  Folgerungen hat es jedoch einem n e d g e n  Machtgefüge äen 
Riegel vorgeschoben. Hochschuigesetze sichern, d i e n  Ansetz weitedreibend, bdz 
der Rede von der Gruppenuniversität Professorenmetnheiten bei Onippenbettiligung. 
Die k m c h n d e  Meinung richtet sich gegen wirksame Mitbesiimmung, während der 
aiitägliche Einfiuß des Staates nicht unter Verfassungsgesichtpunkten in Frage g6sbiif 
wird. Eine offene Mehrheit von wissenschaftlichen Bediensteten, Verwaitungs- und 
technischem Personal erschreckt mehr als ein kurz angebundener, taddiftiger Büro- 
krat. 
Die Hochschulorgane entscheiden in akademischen wie in staatlichen Angelegen- 
heiten auf der Ebene des Betriebszwecks. in ihnen sind Belange der gro6en Beschaf- 
tigtmgruppen und der Studenten, weil ohne Möglichkeit zur Mehrheit, Randgrö6en. 
Dies ist eine Ursache dafür, da6 die offizielle Leistung der Hochschule neben den 
inneren Verhäitnissen herläuft, statt sie zu gestalten. 
L Abgewirtschaftet ist heute etwas anderes als die - verhinderte - Gruppenuniversität. - - 
. 
. I ' . 2 ,  ' r , :  
Einrichtungen können um so weitere Befugnisse erhalten, & 
mehr die Mitbestimmung aller Mitgliedsgnippen eingeführt wird. F& das Maß der 
Beteiligung der BescMigten und Studenten ist ausschlaggebend, da6 die Leitungs- 
Organe keine wissenschaftlichen, W r n  beiriebliche Entscheidungen treffen. Dafllr 
ergänzt sich der Sachverstand der Gruppen. Dafür sind Ihre interessen auszugleichen. 
Dafür ist Legitimation durch Mitbestimmung erforderlich. 
Anfang der Siebziger Jahre soll Willy Brandt gesagt haben, ohne Mitbestimmung in 
den Bereichen werde es keine stabile Demokratie geben. Ist in den Neunziger Jahren 
die Volksherrschaft im Rest Deutschlands sicher? 
!C 
C 
.P 
der Universitä 24*4?4 
Sitzverteilung in den S ~tändigen Ausschüssen 
4 Stlidlcrr A u e c W  mr önr BsiiotWa- warm ISiA W )  
Aus einer Veröffentlichung der Gewerkschaft Ötv, Gießen 
Mitglieder 
W h  N e k  (MA., Wissenschaftlicher Mitarbeiter, Landesvorstand der Gewerk- 
EM Mehung und Wissamhaft, Mai.burg an det Lahn) 
